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			Argentinien will US-Urteil aushebeln 

			Anleiheaustausch geplant / Zahlungsort soll Buenos Aires sein
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			Die Präsidentin bei ihrer Fernsehansprache. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Im Dauerstreit mit aggressiven US-Investmentfonds versucht Argentinien ein neues Manöver. Das Land will seine Staatsanleihen in Buenos Aires bedienen und eventuell unter nationales Recht stellen, wie Staatschefin Cristina Fernández de Kirchner am Dienstagabend bei einer TV-Ansprache erklärte. Geht der Plan auf, so könnten die Urteile von US-Gerichten umgangen werden. Dafür müsste aber ein großer Anleihetausch gelingen. 

			Eine entsprechende Gesetzesvorlage soll kurzfristig dem Parlament vorgelegt werden. Den Gläubigern der Umschuldungen von 2005 und 2010 solle die Auszahlung über Treuhandkonten in Argentinien gesichert werden. Auf diese Weise würde die Blockierung des Schuldendienstes an internationale Gläubiger über die Bank of New York durch US-amerikanische Richter ausgehebelt werden. 

			Die Gesetzesvorlage umfasst vorwiegend eine Verlegung des Zahlungsorts nach Buenos Aires, erklärte Wirtschaftsminister Axel Kiciloff am Mittwoch. Die Änderung der Gerichtsbarkeit auf argentinisches Recht sei nur eine weitere Option, die den Gläubigern vorgestellt werden soll. Auch könnten die Gläubiger einen alternativen Zahlungsweg vorschlagen, sagte der Minister. 

			Argentinien ringt seit Jahren mit einer von den New Yorker Fonds NML Capital und Aurelius angeführten Investorengruppe um die Rückzahlung von Schulden, die aus der Staatspleite von Ende 2001 resultieren. Die Fonds halten einen Teil der 7,6 Prozent der Auslandsschuld, die nicht in die Umschuldungen von 2005 und 2010 eingegangen sind. Man streitet vor US-Gerichten, weil die Anleihen unter US-Recht aufgelegt worden waren. Die Auszahlungsvollmacht der Bank of New York Mellon soll jetzt zurückgenommen werden. 

			Die US-Richter haben entschieden: Solange Argentinien die von der Regierung als „Geier“ bezeichneten Fonds nicht bezahlt hat, dürfen auch andere Gläubiger nicht bedient werden. Deshalb ist das Land in die technische Zahlungsunfähigkeit geraten. 

			Kirchners Gesetzesvorlage sieht nun vor, den Anlegern die Zahlungen über ein Treuhandkonto der argentinischen Zentralbank sicherzustellen. Argentinien muss sich beeilen, damit am 30. September nicht erneut Zahlungen ausfallen. 

			Die angekündigte Gesetzesvorlage sieht außerdem vor, dass auch die Gläubiger, die die Umschuldungen nicht akzeptiert hatten, auf einem Treuhandkonto der argentinischen Zentralbank Auszahlungen mit denselben Abstrichen der Umschuldung bereitgestellt werden.

			Argentinien hat den Plan, die Staatspapiere in Titel unter heimischem Recht umzuwandeln, schon lange in der Schublade. Allerdings müssen die betroffenen Gläubiger erst einmal zustimmen. Mit einem Wechsel der Auszahlung und des Gerichtsstandorts von New York nach Buenos Aires würden sie ein hohes Risiko eingehen. Die Alternative - überhaupt kein Geld zu bekommen - ist allerdings auch alles andere als verlockend.

			Bei den Fonds reagierte man empört auf Kirchners Ankündigung: „Argentiniens Führung hat sich im wahrsten Sinne des Wortes entschieden, außerhalb des Gesetzes zu stehen“, erklärte Aurelius am Mittwochnachmittag in New York. Die Regierung habe die US-Richter belogen, ihre Urteile verspottet und nichts als Geringschätzung für sie gezeigt.  Diese Fehler hätten das argentinische Volk bereits viel mehr gekostet, als das Land den Fonds schulde.
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			CFK: Drohung gegen US-Firma

			Anti-Terror-Gesetz wegen Konzernschließung wieder vom Tisch

			Buenos Aires (AT/mc) - Für reichlich Verwirrung sorgte in den vergangenen Tagen Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. Sie hatte Ende der Vorwoche in einer TV-Ansprache angekündigt, das US-amerikanische Verlagsunternehmen RR Donnelley auf Grundlage der argentinischen Anti-Terror-Gesetze verklagen zu wollen. Am Dienstag oblag es dann Alejandro Vanoli, dem Chef der Wertpapierkommission (CNV), die Äußerungen der Staatschefin zu entschärfen.

			Anlass für Kirchners Brandrede war die Schließung der Druckerei, die der US-Konzern in Escobar (Provinz Buenos Aires) betrieben hatte. Die rund 400 Mitarbeiter standen am Montag der vergangenen Woche plötzlich vor verschlossenen Werkstoren und müssen sich nun eine neue Arbeit suchen. Die Präsidentin stellte die Werksschließung in einen Zusammenhang mit dem Streit, den die argentinische Regierung derzeit mit US-Investmentfonds in New York ausfechtet. 

			Diese sogenannten „Aasgeier“ steckten auch hinter den Geschehnissen in der Donnelley-Druckerei. Deren Schließung sei nicht aus einer wirtschaftlichen Zwangslage heraus entstanden, sondern um in Argentinien ein Klima der Angst zu erzeugen, ist sich die Staatschefin sicher. Ihrer Meinung nach arbeite RR Donnelley mit den „Geierfonds“ zusammen. Argentinien solle erneut in die Verschuldung getrieben werden. 

			Vanoli versuchte dann, die entstandene „Verwirrung“ zu erläutern. Tatsächlich habe die Regierung Anzeige wegen betrügerischer Insolvenz erstattet. Da das diesbezügliche Gesetz zusammen mit dem Gesetz gegen Terrorismusfinanzierung verabschiedet worden sei, seien die vorliegenden Missverständnisse entstanden, so Vanoli.

			Politische Beobachter gehen davon aus, dass das Zurückrudern der Regierung vor dem Hintergrund der jüngsten Ankündigungen der Präsidentin zu sehen ist. Sie hatte am Dienstag vorgeschlagen, die Auszahlung der Staatsschulden an private Gläubiger statt New York über Buenos Aires abzuwickeln. Hierfür wäre ein US-Unternehmen, das in Argentinien nach den Anti-Terror-Gesetzen verklagt wird, eine denkbar schlechte Werbung.
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			Weretilnecks Seitenwechsel

			Gouverneur von Río Negro schließt sich Massa an
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			Alberto Weretilneck. (Foto: rionegro.gov.ar)

			Buenos Aires (AT/mc) - Sergio Massa hatte es vorgemacht: Unter den Kirchners machte er Karriere, erst als Chef der Sozialversicherung ANSES, dann als Kabinettschef, ehe er die Seiten wechselte und sich als Führer der oppositionellen Erneuerungsfront profilierte. Vor wenigen Tagen folgte nun mit Alberto Weretilneck der erste Gouverneur diesem Beispiel. 

			„Massa ist die Person, die das Land braucht“, begründete der Verwaltungschef der Provinz Río Negro gegenüber der Zeitung „La Nación“ seinen Schritt. Weretilneck, dessen politische Heimat die „Große Front“ (Frente Grande) ist, war als Kandidat des regierungstreuen Wahlbündnisses „Front für den Sieg“ (FPV) zunächst als Vizegouverneur gewählt worden. Als Gouverneur Carlos Soria am Neujahrstag 2012 von dessen eigener Frau getötet wurde, rückte Weretilneck auf den Posten des Verwaltungschefs. Zuletzt distanzierte sich der 51-Jährige aber von der Nationalregierung und der peronistischen Gerechtigkeitspartei (PJ), die der größte Partner innerhalb der FPV ist. 

			Im Regierungslager ist die Enttäuschung über den Fahnenwechsel des bisherigen Parteigängers groß: „Er macht das, was er am Besten kann: die peronistische Partei verraten“, formulierte es mit deutlichen Worten Martín Soria, seines Zeichens Bürgermeister der Stadt General Roca und Sohn des erwähnten verstorbenen Ex-Gouverneurs. 

			Aber auch aus Buenos Aires kamen Kommentare der Missbilligung. So bezeichnete Miguel Pichetto, der die Fraktion des Regierungslagers im Senat anführt, den Absprung Weretilnecks als „schweren Fehler“. Schließlich befinde sich die Provinz Río Negro in finanziellen Schwierigkeiten und wäre von daher eigentlich auf gute Beziehungen zur Nationalregierung angewiesen. Weretilnecks „Abenteuer“ seien nicht gut für die Menschen in seinem Gliedstaat.

			Auch in Weretilnecks eigener Partei, der von Carlos “Chacho” Álvarez gegründeten „Großen Front“, gab es scharfe Kritik: „Wir lehnen die speichelleckerischen Äußerungen von Weretilneck in Richtung Massa ab.“ Diese seien als Ausdruck persönlichen Ehrgeizes zu betrachten und hätten nichts mehr mit den politischen Prinzipien zu, die man gemeinsam seit 2003 vertreten habe, heißt es in einer Presseerklärung der Partei, die mit der PJ und weiteren Partnern die FPV bildet.
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			Die Woche in Argentinien

			Generalstreik am Donnerstag

			Gewerkschaftsführer Hugo Moyano und seine Mitstreiter wollen am kommenden Donnerstag zum zweiten Mal in diesem Jahr das Land lahmlegen. „Wir streiken am 28. dieses Monats, und dann werden wir sehen, wie wir weiter machen“, so der Chef der Lkw-Fahrergewerkschaft gestern im Sitz des oppositionellen Flügels des Gewerkschaftsverbandes CGT in Buenos Aires. Für 24 Stunden soll der öffentliche Verkehr zum Erliegen kommen. Sollte die Nationalregierung nicht auf die Forderungen der Arbeitnehmervertreter eingehen, sei ein zweiter, dann 48-stündiger Generalstreik in der zweiten Septemberhälfte der nächste Schritt, so Moyano. Den Gewerkschaftern geht es vor allem um eine Anhebung des Lohnsteuerfreibetrages sowie eine 50-prozentige Aufstockung des Mindestlohns. Neben den Lkw-Fahrern hatten auch die Vertretungen der Lokführer, der Hafenarbeiter und des Flugpersonals bereits vor einigen Tagen angekündigt, an der Aktion teilzunehmen.

			Bernis Forderungen

			Sergio Berni wird seinem Ruf als „schwarzer Sheriff“ mal wieder gerecht: In dieser Woche brachte sich der für Sicherheit zuständige Staatssekretär mit der Forderung in die Diskussion, ein schärferes Gesetz zur Abschiebung krimineller Ausländer auf den Weg zu bringen. Aktueller Anlass war am Dienstag ein Überfall auf einen Supermarkt im Buenos-Aires-Stadtteil Balvanera, bei dem fünf Chilenen als Täter festgenommen wurden - laut Berni nur die Spitze des Eisbergs: „Während des vergangenen Wochenendes haben wir mehr als 60 ausländische Kriminelle festgenommen, die nach Argentinien mit dem einzigen Ziel kommen, Straftaten zu begehen.“ Der Staatssekretär kritisierte die aktuelle Gesetzeslage, die vorsieht, dass ein verurteilter Ausländer erst nach Verbüßung der Hälfte seiner Haftzeit in sein Heimatland abgeschoben werden könne. Zudem gab Berni zu bedenken, dass nur gegen drei Prozent der festgenommenen Ausländer überhaupt Gerichtsverfahren eröffnet würden – von Verurteilungen ganz zu schweigen. Die Politik sei in der Bringschuld, der Gesellschaft eine Antwort auf die geschilderte Problematik zu geben, so der Funktionär, der seine Äußerungen gleichwohl nicht als fremdenfeindlich interpretiert wissen will.

			Lanata vs. Corpacci

			Dem TV-Journalisten Jorge Lanata gefällt es, das Regierungslager an den Pranger zu stellen. In der aktuellen Ausgabe seiner Sendung „Journalismus für Alle“ nahm der korpulente Medienmann Lucía Corpacci, die Gouverneurin von Catamarca, ins Visier. Diese habe in ihrer Provinz in skandalöser Weise Vetternwirtschaft betrieben. Lanata beschuldigte die Parteigängerin der Kirchner-Regierung, mindestens 106 Familienangehörigen Posten in der Provinzverwaltung besorgt zu haben. Für deren Gehälter müsse der Gliedstaat monatlich Beträge in Millionenhöhe aufbringen. Zudem griff Lanata den Fall von Daniel Polti, dem Bürgermeister von Recreo, auf. Dieser klebe an seinem Posten, obwohl der Oberste Gerichtshof der Nation eine Gefängnisstrafe gegen ihn bestätigt habe. Polti, von Beruf Arzt, wird für den Tod einer schwangeren Frau verantwortlich gemacht, bei der er eine Abtreibung vornahm. Lanata bezeichnete die Provinz im Wortspiel als „Katamarca“, eine Anspielung auf den Anfangsbuchstaben des zweiten Nachnamens von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. Die Provinz ist gemäß den Zahlen des Statistikamts INDEC der Gliedstaat mit der höchsten Arbeitslosigkeit. Der monatliche Durchschnittsverdienst liegt bei gerade einmal 5000 Pesos.

			Schweizer lässt Vögel frei 

			Ein junger Schweizer hat in einem Zoo mehrere Dutzend Vögel freigelassen. Der 22-Jährige habe in Santiago del Estero nachts das Vogelgehege des lokalen Zoos geöffnet und alle Tiere ausfliegen lassen, wie die Zeitung „El Litoral“ vor wenigen Tagen berichtete. Der aus Genf stammende Mann wurde auf einem Campingplatz in der Nähe des Zoos vorübergehend festgenommen. Der erste Verdacht, es handele sich um einen Tiersammler oder -Schmuggler wurde von der Polizei fallengelassen. Er habe bei seiner Festnahme nur einen Papagei bei sich gehabt. Der Mann erklärte, er sei Mitglied einer Umweltschutzorganisation, hieß es im Bericht der lokalen Zeitung. Das Stadtparlament von Santiago del Estero hatte im April die Schließung des Zoos beschlossen, unter anderem, weil die Tiere in zu kleinen Gehegen gehalten wurden. Die Tiere sollten in andere Tiergärten verlegt werden. Nach Experten erfüllt die große Mehrzahl der über hundert Zoos in Argentinien nicht die international anerkannten Ziele von Forschung, Publikumsbildung, Artenerhaltung und Lebensqualität der Tiere.

			Brand auf Frachter

			Bei einem Brand auf einem Frachter sind zwei Menschen umgekommen. Mindestens 17 Besatzungsmitglieder und Feuerwehrleute der Küstenwache wurden verletzt. Das Schiff war auf dem Paraná-Fluss vor dem Hafen von Zárate, 60 Kilometer nördlich von Buenos Aires, am Dienstagabend in Brand geraten, wie die Nachrichtenagentur Télam berichtete. Im Maschinenraum gab es den Angaben zufolge mehrere Explosionen - auch während der Löscharbeiten. Der Frachter transportierte Baumstämme nach Buenos Aires, die in einer Papierfabrik verarbeitet werden sollten.

			Tren de las Nubes fährt nicht 

			Der Touristenzug Tren de las Nubes verkehrt derzeit nicht. Nachdem Ende Juli ein Zug in der Nähe von San Antonio de los Cobres entgleist ist, wurde dem Betreiber Ecotren SA die Lizenz entzogen, teilte die Arbeitsgemeinschaft Lateinamerika mit. Die Lizenz für den Betrieb des Zuges soll nun an die Provinz Salta übertragen werden.

			Papst-Angehörige verunglückt 

			Drei Angehörige von Papst Franziskus sind bei einem Verkehrsunfall in Argentinien gestorben. Die Ehefrau eines Neffen des argentinischen Papstes und deren zwei kleine Kinder im Alter von zwei Jahren und acht Monaten verunglückten auf einer Autobahn. Der 35-jährige Emanuel Horacio Bergoglio, Sohn eines verstorbenen Bruders des Papstes, erlitt schwere Verletzungen. Der Unfall ereignete sich in der Nacht zum Dienstag auf der Autobahn Córdoba-Rosario, wie die Nachrichtenagentur Télam berichtete. Demnach stieß das Auto Bergoglios gegen einen mit Mais beladenen Lastwagen, der in derselben Richtung unterwegs war. Nach Zeugenaussagen fuhr der Lkw aus einer Tankstelle auf die Autobahn. Die Familie war offenbar auf dem Rückweg von einem Ausflug an einem langen Wochenende. Vatikan-Sprecher Federico Lombardi erklärte, Papst Franziskus (77) sei über den „tragischen Unfall“ seiner Angehörigen informiert worden und sei „tief getroffen“. „Er bittet alle, die an seinem Schmerz teilhaben, sich ihm im Gebet anzuschließen“, sagte Lombardi laut einer vom Vatikan verbreiteten Erklärung. Emanuel Horacio Bergoglio ist ein Sohn des 2010 verstorbenen Antonio Bergoglio, einer der vier jüngeren Geschwister des Papstes, von denen nur noch seine Schwester María Elena lebt. (AT/mc/dpa)

		

	
		
			Meinung

			[image: 11803.png]

			FA-UNEN im Streit

			In den vorjährigen Parlamentswahlen für den Kongress sowie die Provinz- und Gemeindeparlamente hatten Kandidaten in einer Koalition von Radikalen UCR, Sozialisten sowie anderen meist lokalen Parteien in mehreren Distrikten gut abgeschnitten und vor allem in der autonomen Stadt Buenos Aires der regierenden PRO-Partei von Ing. Mauricio Macri Paroli geboten. Danach entstand eine neue Koalition, die sich als „Frente Amplio UNEN“ vorstellte. Ihr gehörten auch kleinere Parteien an, darunter die linkslastige „Libres del Sur“, die ihren Leiter Fernando „Pino“ Solanas als Senator im Kongress unterbrachte.

			Diese Koalition meldete sich zwischenzeitlich als Anwärterin auf die nächstjährigen Wahlen für Präsident, Gouverneure, einschließlich Bürgermeister der Bundeshauptstadt und alle anderen über 2000 Bürgermeister.

			Ein maßgebender Sprecher dieser Koalition ist Julio Cobos von Mendoza, wo er Gouverneur war und sich danach als Vizepräsident von Cristina Kirchner wählen ließ, mit der er seit 2009 verfeindet ist, weil er das Gesetzesprojekt über die variablen Exportzölle von Sojabohnen und anderen Agrarprodukten als amtierender Vorsitzender des Oberhauses im Stimmenpatt mit seiner negativen Stimme zu Fall gebracht hatte.

			Außer Cobos spielen auch Lilita Carrió, Vorsitzende ihrer Partei „Coalición Cívica“, eine Abspaltung der Radikalen Bürgerunion (UCR), Ernesto Sanz aus Mendoza als UCR-Parteichef, Fernando Pino Solanas mit seiner Partei „Libres del Sur“, und der Abgeordnete und Exgouverneur der Provinz Santa Fe Hermes Binner eine Rolle. Sie werden entscheiden, wohin die Wege der neuen Parteigruppierung FA-UNEN für die nationalen Parteiwahlen, genannt PASO, im August 2015 sowie für die Präsidentschaftswahlen der gekürten Kandidaten im Oktober 2015 führen. Präsidentin Cristina Kirchner darf bei diesen Wahlen nicht als Kandidatin antreten, wohl aber nach vierjähriger Pause im Jahr 2019.

			Letzthin wurde gemeldet, dass einige Politiker dafür eintreten, eine Koalition mit PRO einzugehen, indem FA-UNEN gemeinsame Sache mit PRO-Kandidat Macri macht. Fürsprecherin dieser gewagten Strategie war ausgerechnet Lilita Carrió, die sich hauptsächlich als Sprecherin gegen die obwaltende Korruption der Kirchner-Regierung einen Namen gemacht hat. Für Carrió ist oberste Priorität, die Peronisten zu schlagen, womit sie sowohl die regierende „Front für den Sieg“ Kirchners als auch die neue Abspaltung genannt Erneuerungsfront (Spanisch „Frente Renovador“) von Sergio Massa meint, ehemaliger Kabinettschef von Cristina Kirchner und erfolgreicher Bürgermeister der Gemeinde Tigre, nördlich der Bundeshauptstadt.

			Carrió ist überzeugt, dass nur eine neue Koalition mit PRO und Mauricio Macri als gemeinsamer Präsidentschaftskandidat einen Sieg ermöglicht und eine umfassende Koalition in der Lage ist, ab Ende 2015 die Regierung zu stellen. Sie mag sich dabei daran erinnern, dass Präsidentin Cristina Kirchner 2011 mit 54,3 Prozent der Stimmen siegte, weil alle anderen Parteien untereinander zerstritten waren und keine nicht einmal 20 Prozent der Stimmen erreichte. Jetzt hat sich die peronistische Partei mit Alliierten der Regierung bemächtigt. Carrió will diese Partei und ihre Abspaltung von Massa im Wahlkampf schlagen, was in ihrer Sicht nur mit einer Koalition von FA-UNEN und PRO mit Macri als gemeinsamer Kandidat möglich ist. Als Kandidat für die Vizepräsidentschaft wird UCR-Vorsitzender Ernesto Sanz gehandelt.

			FA-UNEN ist derzeit im nationalen Kongress vertreten, allerdings nicht als kompakte Fraktion, da in mehreren Gesetzesvorlagen die Vertreter der Koalition nicht an einem Strang gezogen haben, sondern eigene Wege in ihren Abstimmungen gegangen sind, was deutlich zeigt, dass eine echte Koalition keinesfalls funktioniert. Aber immerhin ist das Thema einer allumfassenden Oppositionskoalition FA-UNEN mit PRO im Gespräch und wird die politisch interessierte Öffentlichkeit weiter beschäftigen. Zwingende politische Entscheidungen müssen in der ersten Jahreshälfte 2015 fallen, wenn die Kandidaturen für die PASO-Wahlen aufgestellt werden müssen.
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			Ein Mindestmaß an Menschlichkeit

			Von Thomas Burmeister

			Kriege wollten die europäischen Gesandten nicht verhindern, die am 22. August 1864 im Genfer Stadthaus ein Abkommen unterzeichneten. Doch wenigstens sollten sie mit einem Mindestmaß an Menschlichkeit geführt werden: Verwundete Soldaten abzuschlachten wurde geächtet. Künftig sollten sie „eingesammelt und gepflegt werden, egal welcher Nation sie angehören“. 

			So legte es die erste Genfer Konvention fest. Vor 150 Jahren wurde sie von Baden, Belgien, Dänemark, Frankreich, Hessen, Italien, den Niederlanden, Portugal, Preußen, der Schweiz, Spanien und Württemberg besiegelt. Es war die Geburtsstunde des Humanitären Völkerrechts.

			Heute umfasst dieses Regelwerk - früher auch als „Kriegsvölkerrecht“ bezeichnet - die vier Genfer Abkommen von 1949 samt Zusatzprotokollen, die Haager Landkriegsordnung und eine Reihe weiterer internationaler Vereinbarungen. Anders als im 19. Jahrhundert, als der Schweizer Humanist und Gründervater der Rot-Kreuz-Bewegung Henry Dunant die Welt wegen des grausamen Umgangs mit verwundeten Soldaten alarmierte, geht es längst nicht allein um Kämpfer, sondern viel mehr um den Schutz der Zivilbevölkerung.

			Auf Initiative der Schweiz, die Depositar und zusammen mit dem Internationalen Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) „Hüterin“ der Genfer Konventionen ist, wurden die Schutzregeln 1949 an den „modernen Krieg“ angepasst. Es war die Antwort auf Nazi-Deutschlands „totalen Krieg“, in dem nicht mehr nur die Armee eines Landes, sondern auch dessen Bevölkerung als militärisches Ziel angesehen wurde.

			Dass Zivilisten verschont und geschützt werden müssen, gilt nach der Annahme von Zusatzprotokollen zu den Genfer Abkommen seit 1977 nicht nur für Kriege, sondern für alle Arten von bewaffneten Konflikten. 195 Staaten sind den Genfer Konventionen beigetreten, mehr als 160 auch den Zusatzprotokollen von 1977.

			Dennoch scheint für kein anderes Vertragswerk die Redensart „Papier ist geduldig“ so sehr zu gelten wie für das Humanitäre Völkerrecht: Von Libyen bis Syrien, von Zentralafrika bis zum Gazastreifen, vom Südsudan bis zur Ostukraine - in so gut wie allen heutigen Konflikten sterben Kinder, Frauen und Männer, die keine Waffe angefasst haben.

			Sie sind Opfer skrupellosester Kriegführung oder sogar von gezielten Angriffen. Massenweise und oft als Mittel zur Einschüchterung und Erniedrigung gegnerischer Volksgruppen werden Mädchen und Frauen vergewaltigt. Folter, Vertreibung und willkürliche Hinrichtungen sind im Irak wie auf anderen Schauplätzen des Grauens an der Tagesordnung.

			Dokumentiert sind solche Verbrechen in etlichen Berichten von Untersuchungskommissionen des UN-Menschenrechtsrates. Ist das Humanitäre Völkerrecht am Ende also nutzlos, nicht mehr als ein frommer Wunsch? Durchaus nicht, meint Valentin Zellweger, der Leiter der Direktion Völkerrecht im Schweizer Außenministerium. „Sie würden einem Arzt ja auch nicht vorwerfen, er sei nutzlos, weil es immer noch Krankheiten gibt.“

			Mit Hilfe der Genfer Konventionen sei auch viel Leid verhindert oder gelindert worden. Und bei der Bekämpfung von Kriegsverbrechen habe es Fortschritte gegeben. „Der Internationale Strafgerichtshof wurde gegründet, um Urheber von Gräueltaten zu verfolgen und zu bestrafen.“

			Mit dem „Weltstrafgericht“, das 2002 in Den Haag seine Tätigkeit aufnahm, verbinden sich Hoffnungen. Es soll Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit ahnden, wo einzelne Staaten dazu nicht willens oder in der Lage sind. 21 Fälle sind dort anhängig, alle betreffen Konflikte in Afrika. Doch die erhoffte abschreckende Wirkung scheinen die Haager Prozesse bislang kaum zu entfalten.

			„Es gibt einfach noch zu viele Leute in Kommandopositionen, die mit Verletzungen der Menschenrechte davonkommen“, kritisierte die UN-Hochkommissarin für Menschenrechte, Navi Pillay. „Kriegsverbrechen dürfen grundsätzlich nicht ungestraft bleiben.“ Das hat sie immer wieder gefordert. Auch vor dem einzigen Gremium auf der Welt, das laut UN-Charta die Verfolgung mutmaßlicher Kriegsverbrecher erzwingen könnte: dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen.

			Er könnte den Haager Gerichtshof zum Beispiel anweisen, strafrechtlich gegen Leute vorzugehen, die mutmaßlich für den Tod Zehntausender Zivilisten in Syrien verantwortlich sind, auch wenn Damaskus das verweigert. Die Namen haben UN-Ermittler längst zusammengetragen. Doch im höchsten politischen Entscheidungsgremium der UN sind solche Entscheidungen kaum noch erreichbar. Längst blockieren sich dort Russland und die USA mit ihrer Veto-Macht wieder wie einst im Kalten Krieg.
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			Randglossen

			Der plötzliche Linksrutsch der Präsidentin, als sie fälschlicherweise die US-Druckerei RR Donnelley, die mangels Kundschaft Konkurs angemeldet hatte, des Terrorismus beschuldigte und kurz danach darauf verzichtete, ist ebenso plötzlich verschwunden. In ihrer Fernsehansprache ohne Beifall klatschende Mitarbeiter bestätigte sie ihre Strategie in Sachen Default und öffnete den Inhabern der umgeschuldeten Bonds, einschließlich Geierfonds, die argentinische Justiz und Treuhandsfonds für die versprochene Zahlung. Inhaber von argentinischen Bonds sind vielfach Investmentfonds, in deren Statuten die US-Justiz vorgeschrieben ist. Zahllose italienische Sparer kauften damals argentinische Titel, nachdem die Zinssätze in Italien fühlbar gefallen waren, weil die Lira verschwand und die Zinssätze im Euro sich mehr als halbierten. Pech gehabt.

			Als erster treuer Gouverneur hat Alberto Weretilnek von Río Negro die Allianz mit der Kirchnerregierung verlassen und hat sich für Sergio Massa entschieden, der im Vorjahr die Parlamentswahlen in der Provinz Buenos Aires gewonnen hatte und sich seither um die Präsidentschaftskandidatur in den nächstjährigen PASO-Wahlen bemüht. In der Folge bezeichnete der Bürgermeister Martín Sorio von General Roca in der gleichen Provinz den Gouverneur als Verräter. Politische Loyalitäten werden in Hinblick auf die nächstjährigen Kandidaten- und Präsidentschaftswahlen sicherlich mehrmals je nach Konvenienz ähnliche Wege gehen wie der Gouverneur von Río Negro. Aussichten auf Wahlgewinne wiegen schwerer, Parteiloyalitäten weniger.

			Bei ihrem krampfhaften Versuch, den Euro abzuschaffen und die D-Mark wieder einzuführen, hatte die Partei Alternative für Deutschland (AfD) bislang keinen durschlagenden Erfolg. Doch jetzt macht sie ernst. Ein Sprecher sagte am Freitag, der Vorstand der Partei plane, Gold zu kaufen und daraus kleine D-Mark-Münzen pressen zu lassen. Diese sollten dann an die Mitglieder verkauft werden. Wie aus einem Schreiben an die Mitglieder hervorgeht, hofft die Partei, dadurch zwei Millionen Euro zu erlösen. Nicht nur ein politisches Signal, sondern vor allem ein cleverer Schachzug der Parteiführung: Das Gold kauft sie natürlich von den Spendengeldern der Mitglieder, das Prägen der Münzen wird ebenfalls davon bezahlt. Die freudigen Abnehmer der Münzen, wiederum die Mitglieder, zahlen also doppelt. Und auch die Einsatzmöglichkeiten dieser neuen alten Währung sind vielfältig: So könnte man sie zum Beispiel beim Monopoly-Spiel gebrauchen, als Biermarken beim nächsten Parteigelage verwenden oder sie nach argentinischem Vorbild als neue Schattenwährung „D-Mark Blue“ etablieren. Der euroskeptischen Fantasie sind keine Grenzen gesetzt.

			Jetzt also doch. Die NSA hat endlich den Sprung in die erste Liga der Computerhacker geschafft. Der von der NSA angeführte Geheimdienst-Klub der „Five Eyes“ setzt nach einem Medienbericht Methoden ein, die eher von Kriminellen bekannt sind. Das kommt in Fachkreisen einer Adelung gleich. Der Schlüssel zum Erfolg war dabei das Programm „Hacienda“. Die Geheimdienstler suchen in dessen Zuge großflächig nach Schwachstellen im Netz und verschleiern die eigenen Datenspuren. Die Dienste suchten systematisch nach verwundbaren Computersystemen und nutzen bisher unbekannte Sicherheitslücken aus. Gehackte Rechner von ahnungslosen Nutzern würden dabei verwendet, um den Datenverkehr der Geheimdienste zu verschleiern. Nach dem schmerzlichen Weggang ihres Staragenten Ed Snowden ist die NSA nun am Ziel ihrer Träume: Sie wird von Cyberkriminellen ernst genommen. Wie wussten schon Brecht und Busch: „Ist der Ruf erst ruiniert, lebt es sich ganz ungeniert.“

			

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,33 (Vorwoche: $ 8,29), um 27,66% über Ende Dezember 2013. Die ZB hat im letzten Monat die geringen wöchentlichen Abwertungen wieder eingeführt, die sie nach dem Abwertungssprung vom Januar aufgegeben hatte. Doch jetzt haben die internen Preise laut privaten Erhebungen die Abwertung wieder eingeholt, so dass die ZB vermeiden will, dass der Kurs hinter der Inflation zurückbleibt. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 28,95 Mrd. gegen u$s 28,97 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.14 bei $ 8,63, zum 30.12.14 bei $ 9,27 und zum 31.03.15 bei $ 9,93. Der Terminkurs per Juli 2015 enthält einen Jahreszinssatz von 36,22%. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten den Spitzenwert $ 13,55. Bei Geschäften, die über Staatsbonds in Dollar abgewickelt werden, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden („contado con liqui“) betrug der Schlusskurs $ 12,20. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Plus von 4,74% und liegt 65,64 % über Ende 2013. Die Zunahme wird mit der Kurssteigerung des schwarzen Dollarkurses in Beziehung gesetzt.

			***

			Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 4,42% und notierten mit 15,33% im Plus gegenüber Ende 2013. Discount-Bonds in Pesos gingen in einer Woche um 0,98% zurück, lagen jedoch um 27,98% über Ende 2013. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 0,78% und in diesem Jahr 4,99%, und Global 2017 Arg. sanken in einer Woche um 4,23% und ab Ende 2013 um 7,61%. Die Staatspapiere, die aus der Umschuldung von 2005 und 2010 hervorgegangen sind, wurden von der jüngsten Entscheidung der Regierung beeinflusst, weil befürchtet wird, dass auch diese Bonds vom einem Default betroffen werden können. Der Bonar X ergibt jetzt eine Rendite von 13,8%, nachdem es Ende Juli 2014 nur 12% waren. 

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 228,43, (Vorwoche $ 230,98) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 326,33 (Vorwoche $ 329,87).

			***

			Der EMAE-Index (Estimador Mensual de la Actividad Económica) des INDEC, der eine grobe Schätzung des BIP darstellt, lag im Juni 2014 auf dem gleichen Niveau wie im Juni 2013 und um 0,3% über Mai 2014. Somit weist das 2. Quartal 2014 eine Zunahme von 0,4% gegenüber dem ersten auf. Die privaten Consulting-Firmen bezweifeln dieses Ergebnis und gelangen für Juni zu einem interanuellen Rückgang von 0,2% bis 0,6%. Die negative Tendenz hat sich laut Orlando Ferreres & Partner im Juni betont, mit einem interanuellen Rückgang von 2,3%.

			***

			Die Regierung hat den Export von Rindfleisch für zwei Wochen eingeschränkt, nachdem der Preis für den Konsumenten um 10% bis 15% gestiegen ist. Es werden unmittelbar keine neuen Exportgenehmigungen (ROE) erteilt, angeblich so lange bis der Preis wieder zurückgeht.

			***

			Der Verkauf von elektrischen Produkten für den Haushalt und für persönlichen Gebrauch (Fernsehapparate, Mobiltelefone, Eisschränke, Waschmaschinen, Kleincomputer u.a.) lag im 1. Halbjahr 1014 um 9,1% unter der gleichen Vorjahresperiode, und im Juni um ganze 17,4% unter dem Vorjahr, gab die Consulting-Firma Retail & Technology Argentina bekannt. Der Rückgang von Juni wurde massgeblich durch ein Minus von 37% bei Computern u.dgl. und von 30% bei Eissschränken, Waschmaschinen u.dgl. beeinflusst. Der Verkauf von flachen Fernsehapparaten anlässlich der Fussballweltmeisterschaft hat das Gesamtergebnis leicht verbessert. Die Preise sämtlicher Haushaltsartikel nahmen im interanuellen Vergleich um durchschnittlich 64% zu.

			***

			Die Kammer der Rindfleischindustrie CICCRA (Cámara de la Industria y del Comercio de Carnes de la República Argentina) hat darauf hingewiesen, dass die Rinderwirtschaft in eine neuen Phase des Abbaus des Kuhbestandes eingetreten ist. In den letzten 8 Monaten habe der Anteil von Kühen an den Schlachtungen den Koeffizient von 43% übertroffen, der diesen Abbau zum Ausdruck bringt. Im Juli seien 4% weniger Rinder als im Vorjahr geschlachtet worden, und die Fleischproduktion sei in diesem Zeitraum um 4,5% gesunken. Beiläufig erinnert der Verband daran, dass ab Mai 2003 (als Néstor Kirchner als Präsident antrat) der Rinderbestand um ca. 10 Mio. Tiere abgenommen habe, 137 Schlachthauser geschlossen hätten und 16.750 Arbeitsplätze verloren gegangen seien.

			*** 

			Massalin Particulares, die von Philip Morris kontrolliert wird und führend auf dem argentinischen Zigarettenmarkt ist, hat letzte Woche die Preise um 14% bis 17% erhöht, womit sich in diesem Jahr eine Zunahme von ca. 47% kumuliert. Die Zunahme ist bei den einzelnen Marken unterschiedlich. Die Firma rechtfertigt die Preiserhöhung auf Grund des Abkommens mit der AFIP über einen bestimmten Betrag, den die Zigarettenfirmen bei der internen Steuer zahlen müssen, die 70% auf den Nettopreis beträgt, den das Unternehmen erhält. Wenn somit weniger verkauft wird, wie es dieses Jahr der Fall ist, dann muss der Preis überproportional erhöht werden. Ein Paket Marlboro kostet jetzt $ 17, eines von Philip Morris $ 16. 

			***

			Präsidentin Cristina Kirchner stellte am Donnerstag der Vorwoche ein neues Programm für den Bau von Sozialwohnungen vor, das 105.186 Wohnungen umfasst, davon 64.151 neue und 41.035 Verbesserungen und Erweiterungen bestehender Wohnungen. Für diesen Zweck wird der Staat $ 28 Mrd. bereitstellen, wobei die Provinzen mit den Ausschreibungen und der Durchführung betraut werden. Am gleichen Tag unterzeichneten 18 Provinzen mit der Nationalregierung das entsprechende Abkommen. Laut Regierung werden sich am Bau von circa 1.500 Bauvorhaben um die tausend kleine und mittlere Unternehmen beteiligen. Das soll direkt ca. 100.000 und indirekt weitere 160.000 Arbeitsplätze schaffen. Dadurch soll der Rückgang der Beschäftigung in der Bauwirtschaft ausgeglichen werden, den das INDEC im 2. Quartal festgestellt und auf internauell -4,6% beziffert hat. Von diesem neuen Programm sollen 17.742 Wohnungen unmittelbar begonnen werden, während bei 39.269 die Ausschreibung eingeleitet wird und in 30.928 Fällen die Projekte schon vorgelegt wurden. Dieses Programm schafft zusätzliche Staatsausgaben und erhöht somit das Staatsdefizit, das ohnehin schon gefährlich hoch ist.

			***

			Die Präsidentin CFK wies in einer Rede vom Donnerstag der Vorwoche darauf hin, dass das Gesetzesprojekt über ein neues Erdölgesetz den Provinzen keineswegs die Hoheit über ihre Erdöl- und Gasvorkommen entziehe, sondern nur eine gleiche provinzielle Besteuerung in allen Erdölprovinzen festsetze, und ebenfalls bestimme, dass die neuen Gebiete durch öffentliche Ausschreibung zugeteilt werden müssen, ohne Diskriminierungen. Private Erdölunternehmen hatten sich in letzter Zeit über Erpressungen von Provinzregierungen beklagt, und auch über Bedingungen, die ein Hindernis für ihre Beteiligung an der Ausbeutung neuer Vorkommen seien. Hier sei daran erinnert, dass YPF sich nicht an einer Ausschreibung der Provinz Mendoza beteiligte, weil diese dabei als Partner einsteigen wollte, ohne Geld beizutragen.

			***

			Der Benzinpreis wurde im Laufe dieses Jahres sechs Mal erhöht und liegt um 40% über Ende Dezember. Das hat dazu geführt, dass in diesem Jahr 128.000 Automobile auf Pressgas (GNC) umgestellt wurden, 49,1% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. Insgesamt verwenden schon 1,6 Mio. Automobile Pressgas statt Benzin. Die Brennstoffkosten für einen Kilometer sinken dabei um 75%. In der Bundeshauptstadt kostet ein Liter Benzin $ 11,45 und ein Kubikmeter Pressgas $ 3, wobei ein cbm eine etwas höhere Leistung als ein Liter Benzin hat.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise des INDEC ergibt für Juli eine Zunahme von 1,4%, einen Prozentpunkt unter dem sogenannte Kongressindex. In 7 Monaten 2014 betrug die INDEC-Zunahme 16,7%, gegen 25,3% des Kongress-Indices. Obwohl die Differenz des offiziellen Indices zu den privaten ab Januar, seit der neue landsweite Index veröffentlicht wird, abgenommen hat, ist sie immer noch hoch. Die Experten fordern Einsicht in die INDEC-Berechnung, um das Ergebnis prüfen zu können, und auch, um festzustellen, auf was die Differenz beruht. 

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, den eine Gruppe von Oppositionsdeputierten auf Grund des Durchschnittes privater Erhebungen berechnet, ergab für Juli 2014 eine Zunahme von 2,47%, und in 12 Monaten eine von 39,71%. Gegenüber Juni, als die Zunahme 2,2% betrug, ist eine leichte Beschleunigung eingetreten.

			*** 

			Der Index der Baukosten des INDEC verzeichnet im Juli eine Zunahme von 4,7%. Hier hat sich das neue Arbeitsabkommen ausgewirkt. Der Index der Grossistenpreise stieg indessen nur 1,3%.

			***

			Durch Dekret hat die Regierung die Verwendung von ZB-Reserven in Höhe von u$s 3,03 Mrd. für die Zahlung von Schulden gegenüber internationalen Finanzanstalten und dem Pariser Klub verfügt. Zum Teil wurden diese Zahlungen schon vorher vollzogen. An die Weltbank, die Interamerikanische Entwicklungsbank und den Pariser Klub wurden schon u$s 2,1 Mrd. gezahlt, und bis Ende dieses Jahres fehlen noch u$s 900 Mio.

			***

			Die Bauunternehmen beklagen sich, dass beim Strassenbau die Zahlung der Zertifikate mit grosser Verzögerung erfolgt, gelegentlich bis zu 12 Monaten. Das Strassenbauamt (Vialidad Nacional) habe sein Jahresbudget im Juni schon aufgebraucht. Beim Bau von Kraftwerken zahle der Staat hingegen normal. Die Regierung hat zu viele Bauobjekte gleichzeitig in Angriff genommen, zu denen ständig neue hinzukommen (wie jetzt das neue Wohnungsprogramm) und verfügt nicht über die notwendigen Mittel. Die Verzögerungen, die dabei entstehen, kosten den Staat viel Geld, weil jeweils die fixen Kosten vergütet werden. 

			***

			Im Juli wurden 141.612 gebrauchte Kfz umgesetzt, 20,14% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Agenturenverband CCA („Cámara del Comercio Automotor“). In 7 Monaten betrug der Rückgang 11%. Für jedes neue Automobil, Lastwagen oder Kleinlaster, die im Juli verkauft wurden, wurden somit 2,3 gebrauchte verkauft, was auf eine Kettenreaktion hinweist, bei der Viele ihr Fahrzeug durch ein neueres ersetzen, und die ältesten billig an Personen verkauft werden, die ihr erstes Kfz beziehen. Alte Automobile werden meistens im Landesinneren, besonders in ärmeren Gegenden verkauft. 

			***

			Das Institut IARAF („Instituto Argentino de Análisis Fiscal“) geleitet von Nadin Argañaraz, hat berechnet, dass die von Arbeitnehmern gezahlte Gewinnsteuer $ 52 Mrd. in einem Jahr einbringt. Die Regierung hat sich geweigert, das steuerfreie Minimum zu erhöhen, mit dem Argument, dass von ca. 10 Mio. legal eingetragenen Arbeitnehmern knapp über 10%, also eine Mio., von der Steuer erfasst werden. Dennoch ergibt sich dabei ein sehr hoher Betrag.

			***

			Am kommenden 28. August findet das elfte Treffen des „Council of the Americas“ statt. Die Konferenz wird von der Argentinischen Handelskammer veranstaltet und widmet sich den Wirtschaftsprogrammen der Präsidentschaftskandidaten für die Wahlen im nächsten Jahr. Fest zugesagt haben Daniel Scioli, Sergio Massa und Mauricio Macri. Die internationale Wirtschaftslage soll ebenfalls thematisiert werden. Dafür wurden unter anderem der ehemalige Finanzminister Chiles, Andres Velasco, der Vizepräsident für makroönomische und monetäre Studien in der US Federal Reserve, Richard Peach, sowie Terrence Cheki, der ehemalige Vizepräsident der Gruppe „Aufstrebende Märkte und Internationale Angelegenheiten“ eingeladen. 

			***

			In der Provinz Córdoba sind bislang 5000 Mitarbeiter von Autofabriken und dessen Zulieferer in Kurzarbeit geschickt worden, nachdem Volkswagen vergangene Woche 800 Mitarbeiter in dieses Stadium versetzte. Nimmt man die Autofabriken in der Provinz Buenos Aires, betrifft die Kurzarbeit aktuell insgesamt an die 10.000 Mitarbeiter. 

			*** 

			Der Verband der kleinen und mittleren Unternehmen, CAME, warnte vor der Flut von Produkten chinesischen Ursprungs in den Supermarktregalen. Mehr als 77% der „non food- Produkte“ in den sieben wichtigsten Supermarktketten seien in China hergestellt. Die Palette reicht von Möbeln, über Rasenmäher bis zum Autozubehör. Diese „Invasion chinesischer Produkte“ ereignet sich zu einer Zeit, in der die argentinische Industrie eine harte Rezession durchlaufen muss, und wird dadurch begünstigt, dass die Supermarktketten solche Produkte als Gegenleistung für ihre Teilnahme am offiziellen Programm der „gepflegten Preise“ einführen können. Wie CAME weiter berichtet, sind die chinesischen Importprodukte seit 2002 explosiv gewachsen und erreichten im vergangenen Jahr die Summe von u$s 14,34 Mrd. Letztes Jahr, als die Behörden Gegenmassnahmen ergriffen um die Importe so niedrig wie möglich zu halten, seien sie trotzdem um 14,1% gegenüber 2012 angestiegen. Im Laufe des ersten Halbjahres 2014 hat sich diese Tendenz gefestigt. Die Importe summierten sich auf u$s 6,64 Mrd. oder 18% mehr als im Vorjahreszeitraum. Zeitgleich seien die argentinischen Gesamtexporte um 8% zurückgegangen. Die meisten chinesischen Importe wurden in den Rubriken „Damenwäsche“ sowie „Bettwäsche“ festgestellt. Sie steigerten sich um 265%. Bei den Audio und Videogeräte stellte man ein Anstieg der Einfuhren um 152% fest. 

			*** 

			Die Steuerbehörde der Provinz Buenos Aires ARBA kündigt einen mit den Gemeinden Tigre, San Isidro und San Fernando geschlossenen Rahmenvertrag über die Eintreibung der Steuer auf Segelschiffe, Jachten und Schnellboote an. ARBA stellte fest, dass die Eintreibung solcher Steuern sehr ineffizient gewesen sei, und ein hohes Niveau an Steuerhinterziehung herrsche, das vier von fünf Besitzern betrifft. Insgesamt geht es um $ 60 Mio. entgangener Steuern. Betroffen sind 25.000 Wasserfahrzeuge.

			***

			Die ZB erhielt bei ihrer Wechselausschreibung vom Dienstag Offerten von $ 8,21 Mrd., von denen $ 8,11 Mrd. angenommen wurden. Da die Amortisation bestehender Wechsel $ 9 Mrd. betrug, fand eine expansive monetäre Nettowirkung statt. Bei Dollarwechseln gab es Offerten für $ 55 Mio. die alle angenommen wurden. Lebac auf 77 bis 105 Tage wurden zu 25,64%, bzw. 25,93% verzinst. Bei längeren Fristen stiegen die Zinsen bis auf 27,03% bei 364 Tagen.

			***

			Die niederländische Farm Frites, der weltweit und auch in Argentinien zweigrösste Produzent von vorgekochten und gefrorenen Kartoffelprodukten („pommes frites“ u.a.), hat 60% seiner argentinischen Filiale an zwei lokale Unternehmer verkauft, Ignacio Noel und Matías Brea, Präsident und Vizepräsident von Sociedad Comercial del Plata. Die lokale Fabrik besetzt 10.000 qm im Vorort Munro und hat eine Kapazität von 45.000 Jato. 

			***

			Seit über einem Jahr wird an eine Verlängerung des Betriebs des Kernkraftwerkes Embalse um weitere 30 Jahren gearbeitet, sagte Planungsminister Julio De Vido. Die Arbeiten werden vom lokalen Unternehmen IMPSA geleitet, äusserte der Minister. 

			*** 

			Der Gouverneur von Chubut, Martin Buzzi, wurde von der Steuerbehörde AFIP wegen Steuerhinterziehung im Zusammenhang mit der Einkommens- undc Vermögenssteuer für die Jahre 2009-2013 angezeigt. Grundlage für die Anzeige war ein journalistischer Bericht, demnach Buzzi Bankkonten in Steueroasen unterhalten soll.

			*** 

			Der landesweite Stromverbrauch ist im Juli um 1,8% gestiegen und erreichte 11.362 GWh, berichtet die Stiftung Fundelec. Nach Dezember 2013 und Januar 2014 erreichte der Stromkonsum im Juli den dritthöchsten Wert in der Geschichte. 

			***

			Die Vollarbeitslosigkeit erreichte im zweiten Quartal 2014 7,5% der aktiven Bevölkerung, 0,3% mehr als im Vorjahr, berichtete der INDEC. Gleichzeitig wurde ein signifikanter Rückgang des Prozentsatzes der beschäftigten Bevölkerung festgestellt. Diese ging von 46,5% im zweiten Quartal 2013 auf 44,8% ein Jahr später zurück. „Nimmt man die gesamte städtische Bevölkerung zu Grunde, so sind im letzten Jahr ca. 230.000 Arbeitsplätze vernichtet worden. Davon entfallen ca. 200.000 auf Personen, die die Suche nach einer bezahlten Arbeit aufgegeben haben, meistens weil sie sich als sinnlos erwiesen hat, während die weiteren ca. 30.000 zu den neuen Arbeitslosen gehören, sagt Fausto Spotorno aus dem Consultingbüro von Orlando J. Ferreres. Die Beschäftigtenrate von 41,4% ist die niedrigste seit dem ersten Quartal 2006, und die Erwerbsquote von 44,8% ist ebenfalls die niedrigste seit 2003. Diese Statistik wird auf Grund der periodischen Umfragen bei etwa 10.000 Haushalten im ganzen Land aufgestellt, wobei das Ergebnis dann auf die Gesamtbevölkerung hochgerechnet wird. Die Fehlerquelle ist somit sehr gross, umso mehr, weil keine Rückfragen gestellt werden.

			***

			Die Erdölproduktion lag im Juni 2014 um 1,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und in 12 Monaten um 0,8% unter der vorangehenden Periode, hat das Argentinische Energieinstitut General Mosconi ermittelt. Im Juni verzeichnet YPF jedoch eine interanuelle Zunahme von 9,4%, während PAE nur 0,3% mehr förderte und Petrobras einen Rückgang von 36,8% verzeichnet. Die Gasförderung lag um Juni um 0,5% unter dem Vorjahr, und war in 12 Monaten um 2,5% geringer als in der vorangehenden 12-Monatsperiode. Auch beim Gas war YPF das einzige Unternehmen, das eine Zunahme verzeichnet, dieses Mal von 11,9%, und auch von 7,9% in 12 Monaten.

			***

			Die Stadt Buenos Aires hat 105 Waggons für die U-Bahn (Linie A) in China gekauft, wobei die chinesische Eximbank das Geschäft mit einem Kredit von u$s 161,5 Mio. auf zehn Jahre zu Libor plus 380 Basispunkte, mit drei Jahren Karenzfrist, finanziert. Wie weit dieser Kredit vom Defaultzustand betroffen wird, der gegenwärtig besteht, wurde nicht erklärt.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Mexiko soll eine Hochgeschwindigkeitseisenbahn nach dem Muster der deutschen ICE oder der französischen TGV zwischen der Hauptstadt und Queretaro für u$s 3 Mrd. gebaut werden. Die Bahn soll 2017 fertig sein und täglich bis zu 23.000 Personen transportieren. Die drei, bereits existierenden Eisenbahnstrecken, werden fast ausschliesslich von Frachtzügen genutzt. 

			***

			In Quito, Ecuador, soll das neue Gebäude von 25.000 bebauten qm, einschliesslich ein 5-Sterne-Hotel, für den Sitz der 2008 gegründeten UNASUR im September eingeweiht werden, das u$s 44 Mio. gekostet hat und den Namen seines ersten Präsidenten, Néstor Kirchner, tragen wird. Der Institution, die eine kostspielige Bürokratie hat, gehören 12 lateinamerikanische Staaten an, und sie überdeckt sich in ihren Funktionen mit der Organisation Amerikanischer Staaten (OEA), bei der jedoch auch die USA mitmacht. Dieses bürokratische Gebilde nützt praktisch überhaupt nichts, und hat für Argentinien einen konkreten Schaden mit sich gebracht, da die Unasur-Staaten den freien Personenverkehr eingeführt haben, so dass jetzt kolumbianische Drogenhändler u.a. lateinamerikanische Verbrecher massenweise und ohne Kontrolle nach Argentinien kommen, wie es Sicherheitssekretär Sergio Berni unlängst festgestellt hat. Ausserdem trägt die freie Einwanderung von armen Familien aus verschiedenen Staaten der Region zur Bildung und Expansion von Elendsvierteln in Gross Buenos Aires bei.

			***

			In Venezuela hat die Regierung verfügt, dass die Käufer bei Supermärkten ihre Fingerabdrücke registrieren müssen. Auf diese Weise soll vermieden werden, dass einzelne Kunden höhere Mengen einer Waren kaufen, die sie dann auf dem Schwarzmarkt weiter verkaufen, wobei dadurch Knappheit im Supermarkt entsteht. Die Massnahme wurden von Wirtschaftlern allgemein als Wahnsinn bezeichnet.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Genneia

			Diese Firma, die die Anlage von Windgeneratoren in Rawson, Provinz Chubut, besitzt und betreibt (unter dem Namen PER, Parque Eólico Rawson), erreichte am 1. August eine Rekordproduktion von 1.807 MWSt. Für dieses Jahr ist eine Gesamtproduktion von 300.000 MWSt. vorgesehen, die für der ganzen Konsum von ca.100.000 Haushalten ausreicht. PER hat einen Anteil von 48% an der gesamten im Land erzeugten Windenergie. Das patagonische Gebiet, in dem der Wind ständig stark bläst, ist für Windanlagen besonders geeignet.

			Dak Americas

			Mit dem Kauf von Cabelma Pet schreitet diese US-Unternehmen mit einem ehrgeizigen Projekt voran, das in der Wiederverwendung von gebrauchten PET-Flaschen besteht, die die sogeannten „Cartoneros“ sammeln und nach und nach bei der Mülltrennung ab Haushalt in grossen Anlagen der Stadtverwaltung sortiert werden sollen. Jährlich werden in Argentinien um die 12 Mio. PET-Flaschen weggeworfen, die 200.000 Tonnen darstellen, von denen bisher nur ein Drittel wiedergewonnen wird. Dak Americas erzeugt in Argentinien 200.000 Jato Produkte mit neuem PET in ihrer Fabrik in Zárate, und beabsichtigt jetzt gebrauchtes PET bis zu 30% einzusetzen. Der Betrieb von Cabelma Par befindet sich im Vorort Pacheco, wo die Produktion auf Grund von gebrauchten PET-Flaschen um 16.000 auf 50.000 Jato erhöht werden soll. Davon sollen 38.000 Tonnen Pellets sein und 12.000 Tonnen an die Fabrik in Zárate geliefert werden.
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			Verfolgungswahn: Verschwörungen und perverse Unternehmer

			Wenn ein Mensch krank ist, dies jedoch verleugnet, wird er auch nichts tun, um sich zu heilen, und läuft dabei Gefahr, dass sich sein Gesundheitszustand verschlimmert. Etwas dergleichen geschieht gegenwärtig in dieser Regierung. Die Präsidentin behauptet, ohne zu erröten oder dabei auch nur mit der Wimper zu zucken, dass alles bestens geht, und sie verneint die Rezession, die hohe Inflation und die zunehmende Arbeitslosigkeit. Regierungssprecher, vor allem Ökonomen der von der Regierung finanzierten „La gran macro“, die diese Dinge nicht verneinen können, versuchen sie zu verharmlosen, mit dem Vergleich mit der Krise von 2001/02. Das klingt so, wie wenn ein Arzt einem Kranken, der unter einer schweren Bronchitis leidet, mit 40 Grad Fieber, sagt, dass sei nicht schlimm, denn schliesslich sei es kein Krebs und kein Typhus. Und somit gibt er ihm keine Medikamente und bemüht sich nicht um die Heilung. Die Wirklichkeitsfremdheit von CFK und ihrer Mannschaft ist erschreckend.

			Am Donnerstag der Vorwoche hat CFK bei ihrer Fernsehansprache einen neuen Höhepunkt bei ihrer eigenartigen Interpretation der argentinischen Wirklichkeit erreicht: es bestehe ein weltweite Verschwörung gegen das Land, die von denjenigen ausgehe, die die Geierfonds kontrollieren, die den Prozess gegen Argentinien in New York gewonnen haben. Sie zitierte dabei den Ökonomen und Nobelpreisträger Paul Krugman, der jedoch etwas ganz anderes gesagt hat und sich auf den Konflikt zwischen Finanzen und realer Wirtschaft bezog.

			CFK vertrat die These, dass diese Investmentfonds über allerlei Beteiligungen so ungefähr sämtliche multinationale Grossunternehmen kontrollieren. Offensichtlich hat sie den Unterschied zwischen einer Minderheitsbeteiligung und einem Kontrollpaket nicht verstanden, ebenfalls nicht das Wesen der Investmentfonds, die sich um Streuung ihrer Anlagen bemühen, um Risiken auszugleichen. Dass diese Fonds sich jetzt in eine Verschwörung gegen Argentinien verwickelt sind, um das Land „in die Knie zu zwingen“, was sie selbstverständlich nie zulassen werde, hat wirklich nichts mit dem Bestreben zu tun, den Betrag zu kassieren, auf den die argentinischen Staatspapiere lauten, sie sie besitzen. Sie fügte dann noch hinzu, diese Gruppen wollten Argentinien wieder verschulden, was recht absurd klingt, nachdem der Fall genau umgekehrt liegt: niemand will dem argentinischen Staat Geld leihen, und dieser versucht hingegen vergeblich über YPF, Provinzen und auch direkt Schulden im Ausland aufzunehmen.

			Den Höhepunkt erreichte ihre Brandrede, als sie auf den Fall der lokalen Filiale der US-Firma RR Donnelley zu sprechen kam. Dieser multinationale Konzern, mit vielen Druckereien, in den USA u.a. Ländern, besitzt auch eine grosse Druckerei in Argentinien, im Vorort Garín, wo verschiedene bekannte Zeitschriften und auch Druckereierzeugnisse für Supermärkte u.a. gedruckt wurden. Das Geschäft ging in letzter Zeit schlecht, und die Firma kumuliert schon hohe Verluste (angeblich $ 40 Mio.), zu denen jeden Monat gut eine weitere Million hinzukommt. Die Firma versuchte eine Lösung durch Verkleinerung und Rationalisierung, was jedoch bei Gesprächen mit der Gewerkschaft, dem Arbeitsministerium und der Provinzregierung scheiterte. Somit beschloss sie, die Druckerei aufzugeben und forderte den Konkurs („quiebra“) vor Gericht. Es war ein normales Verfahren, bei dem voraussichtlich mit dem Verkauf von vorhandenem Papier u.a. Rohstoffen, schliesslich auch von Maschinen und eventuell auch dem Gebäude, die Gläubiger befriedigt werden können, wobei die Arbeitnehmer dabei die volle Entschädigung erhalten. 

			Doch gerade dieses Vorgehen wurde von CFK als äusserst verdächtig dagestellt, umso mehr als das Unternehmen keine Schulden gegenüber der AFIP und der ANSeS auswies, wie es sonst allgemein bei Konkursen üblich ist. Ebenfalls wurde dabei der Entlassung der 400 Mitglieder der Belegschaft eine Bedeutung beigemessen, die sie bei den Zehntausenden, die in letzter Zeit entlassen wurde, gewiss nicht hat. Es ist ein Tropfen auf den heissen Stein. 

			CFK kündigte an, dass sie gegen die Firma strafrechtlich vorgehen werde, auf der Grundlage des Gesetzes über Bekämpfung des Terrorismus, das im Jahr 2011 verkündet wurde. Der Präsident der nationalen Wertpapierkommission, Alejandro Vanoli, klärte nach einigen Tagen auf, dass es sich hier um das Gesetz 26.733 handle, das sich nicht auf Terrorismus bezieht, sondern auf Wirtschaftsdelikte und betrügerisches Vorgehen. CFK bezichtigte RR Donnelley der „Störung der wirtschaftlichen und finanziellen Ordnung“ und auch „wegen dem Versuch, Angst bei der Bevölkerung hervorzurufen“. Beides ist frei erfunden, und einfach absurd. Ebenfalls kündigte CFK die Einreichung einer Klage bei der US-Börsenaufsichtsbehörde an, die „Securities & Exchange Comission“ (SEC). Die Beamten dieser Behörde dürften sich wundern und zunächst nicht einmal verstehen, um was es geht.

			Der Artikel 309 des Strafgesetzbuches, der durch das besagte Gesetz geschaffen wurde und hier angewendet werden soll, lautet: „Mit einem bis vier Jahr Zuchthaus wird derjenige bestraft, der Transaktionen oder Geschäfte auf Grund falscher Nachrichten, getäuschten Verhandlungen, Treffen oder Koalition der Hauptinhaber des Wertpapiers vollzieht, und dadurch eine Steigerung, Erhaltung oder Verringerung des Preises herbeiführt, mit dem Zweck, eine höhere Liquidität vorzutäuschen oder die Wertapiere zu einem bestimmten Preis zu handeln.“ Dieser konfuse Artikel inspiriert sich an der US-Gesetzgebung über Manipulierung von Aktien u.a. Wertpapieren, die in den USA strafbar ist, wenn dabei vertrauliche Information eines Unternehmen („inside Information“) verwendet wird. Mit dem Konkurs eines Unternehmens, dessen Kapital sich voll im Besitz des Mutterhauses befindet, und dessen Aktien nicht in Argentinien gehandelt werden, wie es bei der lokalen RR Donnelley der Fall ist, hat dieser Artikel überhaupt nichts zu tun.

			Dieses Vorgehen gegen ein Unternehmen, das sich gezwungen sah, aufzugeben, und dabei völlig legal gehandelt hat, und offensichtlich den Schaden für Dritte auf ein Mindestmass senken will, zeugt erneut von einer unternehmensfeindlichen Haltung der Regierung, und wirkt gegen Investitionen und neue Geschäfte. Auch dies trägt zur Abschottung Argentiniens von der Weltwirtschaft und zur Vertiefung der Rezession bei.

			Hinzu kommt jetzt noch das neue Gesetzesprojekt über Preisregulierungen, das den Geist des berüchtigten Versorgungsgesetzes aus dem Jahr 1974 und der Gesetzgebung über Preistreiberei („agio“) der ersten Perón-Regierung wiederbelebt. Auch wenn jetzt die Haftstrafe des Versorgungsgesetzes abgeschafft wird, ist das neue Projekt in vieler Hinsicht schlimmer als jenes. Die wichtigsten Unternehmerverbände haben mit Recht scharfe Kritik geübt, was CFK sofort in die falsche Kehle geriet. 

			Das neue Gesetzesprojekt sieht vor, dass die Regierung Höchstpreise, Richtpreise und auch Gewinnmargen willkürlich festszen kann, also ohne eingehende Begründung und ohne dass die betroffenen Unternehmen sich vorher verteidigen können. Ebenfalls kann die Regierung ein Unternehmen bestrafen, wenn es „unnötigerweise“ vermittelt hat, „ohne triftigen Grund“ zu wenig erzeugt oder verkauft hat, Lagerbestände „über dem notwendigen Ausmass“ angehäuft hat, oder „übertriebene“ Gewinne erzielt hat. Schliesslich kann die Regierung „wenn es notwendig erscheint“, auch Subventionen erteilen. Das alles bedeutet, dass die Regierung und nicht der Unternehmer über die wichtigsten Aspekte der Unternehmensführung entscheidet. Von hier zur Verstaatlichung fehlt nur ein kleiner Schritt. Es gibt nur eine Regierungsentscheidung, aber kein Verwaltungsverfahren, das der Willkür Grenzen setzt. Das Projekt sieht auch gefährlich hohe Bussen vor, die die zuständigen Beamten nach Gutdünken verfügen können. Die ebenfalls vorgesehene Strafe der Schliessung eines Unternehmens, die bei Wiederholung des Vergehens in definitiv umgewandelt werden kann, ist besonders gefährlich. Denn dies führt direkt zur Verstaatlichung.

			Höchstpreise können ein Unternehmen vernichten, wenn sie nicht kostendeckend sind, in Inflationszeiten besonders wenn die Wiederbeschaffungspreise von Rohstoffen u.a. Materialien nicht berücksichtigt werden, und auch das finanzielle Problem bei Seite gelassen wird, das sich dabei ergibt. Ein Unternehmen muss dann hoffen, dass ein Richter bei einem Prozess die Entscheidung der Regierung ausser Kraft setzt; doch dabei lässt sich der schon eingetretene Schaden nicht wiedergutmachen. Die offizielle Festsetzung von Gewinnmargen ist besonders gefährlich, da die Unternehmen oft unterschiedliche Margen für die einzelnen Produkte festsetzen, und sich dabei der Marktlage anpassen müssen. Wenn sich ein Produkt schlecht verkauft, wird der Preis gesenkt, gelegentlich auch unter den Kostenpunkt, wobei dies wenn möglich durch höhere Margen bei Produkten ausgeglichen wird, die sich gut verkaufen. Die durchschnittlichen Gewinnmargen, die die Unternehmen schliesslich erzielen, weichen in der Regel von den kalkulierten stark ab.

			Diese Regierung geht auch hier davon aus, dass der Marktmechanismus nicht funktioniert, und statt dessen überall monopolistische Machenschafen bestehen. Diese Vorstellung zeugt von einer erschreckenden Unkenntnis der wirtschaftlichen Wirklichkeit. In der Regel besteht eine harte Konkurrenz, und sogenannte beherrschende Marktpositionen sind die Ausnahme. Grundsätzlich konzentrieren sich Monopole auf öffentliche Dienste, deren Tarife jedoch der Staat bestimmt. Abgesehen davon bestehen Monopole bei Stahlblechen, Aluminium und bestimmten chemischen und petrochemischen Rohstoffen, wobei in einigen Fällen die Monopolposition erst durch die Importsperre geschaffen wurde. Aber bei den üblichen Konsumgütern und den allermeisten anderen Produkten, auf die es für den Konsumenten ankommt, besteht scharfe Konkurrenz. 

			Argentinien verfügt seit 1980 (unter der Militärregierung und auf Initiative von Wirtschaftsminister José A. Martinez de Hoz) über ein modernes Monopolgesetz, das sich an europäische Vorbilder hält und in den 90er Jahren erweitert wurde. Ebenfalls wurde unter Menem ein Gesetz über Konsumentenschutz erlassen. Ausserdem bemühen sich mehrere Konsumentenschutzverbände um das Thema, die in der Praxis effektiver als die Regierung sind. Die bestehende gesetzliche Ordnung ist somit ausreichend, und das neue Gesetzesprojekt ist einfach überflüssig. Es ist ein wirklichkeitsfremder Anachronismus, und ausserdem bringt es eine totalitäre Mentalität zum Ausdruck, die CFK in ihrer Rede der Vorwoche unterstrich. Das verursacht grossen Schaden, auch wenn der Brei schliesslich nicht so heiss gegessen wird, wie er gekocht wurde. 
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			Vom Teildefault zum Totaldefault

			Am Dienstagabend erschien die Präsidentin überraschend im Fernsehen und kündigte ein Gesetzesprojekt an, das unmittelbar im Kongress eingebracht wurde, durch das den Inhabern von Staatsbonds, die aus den Umschuldungen von 2005 und 2010 stammen, bei denen sie in den USA oder anderen Ländern kassieren, die Möglichkeit gewährt wird, diese durch andere umzutauschen, bei denen die Amortisationsquoten und die Zinsen in Buenos Aires bezahlt werden und die Bonds der argentinischen Gerichtsbarkeit unterstehen. 

			Dadurch soll das Problem gelöst werden, das durch das Griesa-Urteil entstanden ist, das die Zahlungen in New York, durch die Bank of New York Mellon verhindert, weil gleichzeitig und im gleichen Verhältnis („pari passu“) die Forderung der Fonds gezahlt werden muss, die den Prozess gegen Argentinien gewonnen haben. Da die Bank jedoch von der argentinischen Regierung nicht beauftragt wurde, diese Zahlung zu leisten, stockt das ganze Zahlungsverfahren, obwohl die argentinische Regierung den Betrag hinterlegt hat, den CFK mit insgesamt u$s 1,15 Mrd. angegeben hat, wobei ein Teil in anderen Ländern ausgezahlt wurde, jedoch u$s 539 Mio. verbleiben, die eingefroren wurden. CFK sagte, dieser Betrag befinde sich im Limbus (was im Katholizismus auch mit „Vorhölle“ bezeichnet wird), also in einer Art Niemandsland.

			Die Zahlungen sollen jetzt über einen Treuhandfonds der Banco Nación erfolgen. Das Gesetzesprojekt sieht auch vor, dass der Staat auch das Geld deponiert, das auf die Holdouts entfallen würde, sofern sich diese einer Umschuldung anschliessen, die genau wie die vorangehenden sein würde, also mit hohem Kapitalschnitt und Zahlung in langfristigen Staatspapieren zu niedrigem Zinssatz. Sie klärte nicht auf, ob dabei auch der Gesamtbetrag hinterlegt wird, auf den die Holdouts Anspruch erheben können, wenn sie sich der Umschuldung unter den Bedingungen von 2005 anschliessen. 

			Hier ist vieles nicht klar: kann die Regierung den eingezahlten Betrag von u$s 539 Mio. wieder zurücknehmen? Erhalten die Holdouts auch die ab 2005 schon gezahlten Zinsen und die Zahlungen des Wachstumscoupons? In diesem Fall würde der Schnitt von 65% auf etwa 40% sinken. Ebenfalls stellt sich das grundsätzliche Problem, dass die Bonds, die sich in Händen von US-Investmentfonds befinden, die US-Gerichtbarkeit nicht aufgeben können, weil die Statuten es so bestimmen. Somit wird bestenfalls nur ein Teil der Inhaber umgeschuldeter Papiere, die auf ihr Geld warten, ausgezahlt werden. Im September ist dann eine neue Zinszahlung von ca. u$s 190 Mio. fällig, bei der sich das gleiche Problem wieder stellt.

			Diese Entscheidung von CFK bedeutet, dass der argentinische Staat das Urteil von Richter Griesa zu Gunsten von Geierfonds u.a. Holdouts nicht erfüllen wird, auch 2015 nicht, wenn die RUFO-Klausel abgelaufen ist. Die zuständigen Beamten haben berechnet, dass die Zahlung, um die es unmittelbar geht, von insgesamt etwa u$s 1,6 Mrd., einen Rattenschwanz nach sich zieht, so dass der Gesamtbetrag auf u$s 23 Mrd., und eventuell wegen Zinsen und Prozesskosten noch mehr steigt. Denn beim verlorenen Prozess geht es nur um 1% der Gesamtschuld, während alle Holdouts insgesamt 7,6% halten, und dabei auch Zinsen hinzukommen. In den Vereinigten Staaten laufen Prozesse, die analog zu anderen sind, die schon entschieden wurden, sehr schnell. Der genannte Betrag kann nicht in bar bezahlt werden, weil die ZB nicht über die Dollar verfügt, sondern bestenfalls mit langfristigen Staatspapieren, was die Gläubiger jedoch annehmen müssten.

			Somit besteht der Defaultzustand weiter. Das führt dazu, dass keine Kredite an Argentinien gewährt werden, weder von der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank, noch von Banken im allgemeinen, wohl auch nicht den chinesischen, die unlängst Kredite für Eisenbahnen und Wasserkaftwerke zugesagt haben. Auch können keine Staatspapiere im Ausland untergebracht werden, und ebenfalls kommt unter diesen Umständen kein Auslandskapital. Bisher hat die ZB die Amortisationsquote der umgeschuldeten Bonds mit Reserven gezahlt. Diese Möglichkeit geht jedoch unmittelbar zu Ende. Die Zahlungen, die in diesem und nächsten Jahr für Amortisation von Staatsbondes geleistet werden müssen, übersteigen die verfügbaren Reserven, die um die u$s 10 Mrd. liegen. Der Rest, bis zu den ausgewiesenen u$s 29 Mrd., sind Kredite der Bank von Frankreich, der Bank für Internationalen Zahlungausgleich, Zwangsdepositen auf Dollardepositen bei Banken, und Beträge, die für Termingeschäfte verpflichtet sind. Da sich ausserdem die Handelsbilanz verschlechtert hat, was sich direkt auf die Leistungsbilanz auswirkt, ist der Fall noch komplizierter. Auch mit einer drastischen Importkontingenierung lässt sich ein allgemeiner Default nicht vermeiden. Die Aussicht, dass es so kommt, schafft dann die selbsterfüllte Prophezeiung, die die Entwicklung beschleunigt.
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			Die Staatsausgaben sind aus den Fugen geraten

			Das Schatzamt hat den Ausweis über Einnahmen und Ausgaben des Nationalstaates für Juni erneut mit reichlicher Verspätung bekanntgegeben. Das Ergebnis ist verheerend: das echte (als fnanziell bezeichnete) Defizit wird mit $ 16,77 Mrd. ausgewiesen, was 280,8% mehr als im gleichen Vorjahresmonat darstellt. Doch wenn man die Staatseinnahmen aus „Zinsen u.a. Kapitalrenten“ addiert, die aus Zuschüssen der ZB, der ANSeS u.a. staatlicher Stellen bestehen und keine echten Einnahmen sind, sondern nur eine Defizitfinanzierung, dann steigt das Gesamtdefizit im Juni auf $ 37,29 Mrd., 170% mehr als im Vorjahr. Bei der ZB handelt es sich um Abzug des Gewinnes, der vorwiegend ein Buchgewinn ist, der bei den Reserven dank Abwertung entsteht und bei richtiger Buchführung verschwinden würde. Bei der ANSeS handelt es sich um den Gewinn des Sonderfonds, der jedoch nicht für das Schatzamt sondern für die Rentner bestimmt ist. Mit dem Gewinn sollten an erster Stelle die Beträge gezahlt werden, zu denen die Justiz das ANSeS verurteilt, die nur schleppend, oft nach vielen Jahren, gezahlt werden, auch wenn ein Urteil des Obersten Gerichtshofes besteht. 

			Das primäre Defizit, bei dem die Zinsen auf die Staatsschuld nicht berücksichtigt werden, betrug im Juni $ 286,8 Mio., das sich mit einem Überschuss von $ 156,1 Mio. im Vorjahr vergleicht; die Zunahme betrug hier 283,7%. Die Zinslast ist von einem Jahr aufs andere auch gestiegen, einmal wegen Zunahme der Staatsschuld, und dann weil Schulden zu niedrigen Zinsen, die aus der Umschuldung stammen, amortisiert und durch neue Verschuldung zu höheren Zinsen ersetzt wurden. Insgesamt betrug die Zinslast im Juni 2014 $ 16,39 Mrd., gegen $ 15,94 Mrd. im Vorjahr. Dabei muss jedoch berücksichtigt werden, dass ein grösserer Teil der Zinsen an staatliche Stellen gezahlt wird, weil Schulden gegenüber Dritten von der ZB gezahlt und durch Schulden des Schatzamtes mit der ZB ersetzt werden. Das nennt die Regierung „Entschuldung“. Da ein Teil der Neuverschuldung auf Pesos lautet, wird sie durch die Inflation nach und nach verwässert. Aber auch sonst ist diese innerstaatliche Verschuldung im Wesen nur eine Buchungsangelegenheit, da diese Schulden automatisch erneuert werden, und die Zinsen vom Schatzamt über Neuverschuldung oder sonstwie abgeschöpft werden.

			Im ersten Halbjahr 2014 betrug das echte Defizit $ 37,29 Mrd., 170,44% mehr als im Vorjahr. Mit den Zuschüssen der ZB, der ANSeS u.a. staatlicher Stellen, sind es $ 88,91 Mrd., 174,18% mehr als im Vorjahr. Da das Defizit jedoch innerhalb des ersten Halbjahres eine zunehmende Tendenz aufweist, kann man für ganz 2014 mit $ 200 Mrd. rechnen. Das wären dann etwa 4,5% des Bruttoinlandsproduktes. Unter normalen Umständen könnte dies kein Problem darstellen, weil bei der staatlichen Buchhaltung laufende Ausgaben und Kapitalausgaben, also vornehmlich Staatsinvestitionen, zusammengezählt werden, wobei jedoch die Investitionen theoretisch zum Teil mit Krediten finanziert werden, vornehmlich der Weltbank, der Interamerikanischen Entwicklungsbank, der Andenkörperschaft und auch von Banken, die Kapitalgüter (z.B. Generatoren für Kraftwerke) finanzieren.

			 Doch unter den gegenwärtigen Umständen entfällt die mögliche Defizitfinanzierung durch Auslandskredite, wobei noch die der Amortisationsquoten der bestehenden Staatsschuld hinzukommen, die zum grössten Teil auf die ZB entfallen, die dies mit Geldschöpfung finanziert. Die Inflation hat gewiss mehrere Ursachen, darunter auch die Lohnerhöhungen und die Abwertung; aber bei einer so grossen Geldschöpfung wirkt diese als Hauptfaktor. Private Wirtschaftler rechnen damit, dass die ZB die Regierung bis Ende dieses Jahres mit $ 130 bis $ 170 Mrd. finanzieren muss, was eine Zunahme der monetären Basis von 30 % bis 40 % darstellt. Das wäre ein inflationärer Schock, der sich bestenfalls zu einem geringen Teil durch Unterbringung von ZB-Wechseln bei den Banken ausgleichen lässt, wobei dies die Kreditkapazität der Banken beeinträchtigt und direkt rezessiv wirkt.

			Zurück zum Monat Juni. Die primären Ausgaben (ohne Zinsen) werden mit $ 130,75 Mrd. ausgewiesen, 56,5% mehr als im Vorjahr. Im ersten Halbjahr waren es $ 469,15 Mrd., 44,3% mehr als im Vorjahr. Juni bringt somit eine zunehmende Tendenz zum Ausdruck, und zeigt, dass in der Regierung überhaupt kein Bewusstsein über die überhöhten Staatsausgaben besteht. 

			Die Einnahmen lagen im Juni bei $ 99,68 Mrd., 55,4% über dem Vorjahr, und im ersten Halbjahr bei $ 471,28 Mrd., 42,89% mehr als im Vorjahr. Das schliesst jedoch Zuschüsse der ZB, der ANSeS u.a. Staatsstellen ein. Die Steuereinnahmen lagen im ersten Halbjahr 2014 nur um 35% über dem Vorjahr. Die Ausgaben nehmen somit viel stärker zu als die echten Einnahmen, und auch weit über der Inflation, und das ist der Kern des Problems.

		

	